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	 kubus information

Volker Bargfrede übernimmt
nach der Interimsphase die

Geschäftsführung der KUBUS GmbH

Sehr geehrte Leserinnen und Leser,
am 1. Februar 2017 habe ich die verantwortungsvolle 
Aufgabe als neuer Geschäftsführer der KUBUS Kommu-
nalberatung und Service GmbH aufgenommen. Ich freue 
mich auf die kommenden Herausforderungen und die 
konstruktive und spannende Zusammenarbeit mit den 
vielen Kunden aus dem kommunalen Umfeld.
Die KUBUS GmbH hat sich bundesweit einen Namen als 
Spezialdienstleister für Kommunen gemacht. Bei mei-
nen zukünftigen Aufgaben kann ich mich auf ein erfah-
renes und engagiertes Mitarbeiterteam bei KUBUS stüt-
zen. Gemeinsam wollen wir weiter ganz nah am Puls der 
kommunalen Herausforderungen arbeiten und die Ver-
waltungen bei den immer komplexer werdenden Auf-
gaben unterstützen, beraten und vor allem ein Partner 
auf Augenhöhe sein.
Für mich liegt der besondere Reiz der neuen Aufgabe als 
Geschäftsführer der KUBUS GmbH darin, dass ich dabei 
mein erworbenes Wissen und meine Erfahrungen im öf-
fentlichen Finanzmanagement, im Personal- und Change-
management sowie des Projektmanagements und im Be-
reich des öffentlichen Bauens im Interesse der öffentli-
chen Verwaltungen einbringen und auch weitergeben 
kann. Mir liegt die Zukunftsfähigkeit der Kommunen im 
Interesse ihrer Bürger sehr am Herzen, so dass ich mich 
dafür nunmehr auf anderer Ebene, in der KUBUS GmbH, 
engagieren will.

Sie werden sich jetzt fragen,
wer ist Volker Bargfrede?

Ich bin Volljurist sowie Sozialwissenschaftler und ver-
füge zudem über ein betriebswirtschaftliches Studium. 
Gebürtig in Westfalen war ich nach meinen Studienab-
schlüssen in Bremen zunächst in Mecklenburg-Vorpom-
mern, in Bremen und zuletzt in Brandenburg tätig.

Nach einigen Jahren anwaltlicher Tätigkeit bin ich seit 
mehr als 20 Jahren für öffentliche Verwaltungen, Betrie-
be und Unternehmen auf kommunaler und auf Landes-
ebene verantwortlich gewesen. 
In Bremen war ich auf Referatsleiter- und Abteilungs-
leiterebene in der Senatskanzlei sowie im Bau- und 

Umweltressort des Landes Bremen im Wesentlichen 
zuständig für die Aufgaben des Personal- und Finanz-
managements, des Controllings und vor allem für die 
Anforderungen, die sich aus den Steuerungsbedürfnis-
sen einer sich verändernden modernen, dienstleistungs-
orientierten Verwaltung ergeben. Dort habe ich einen 
der größten ressortübergreifenden Modernisierungs-
prozesse in der Geschichte Bremens koordiniert, Son-
dervermögen konzipiert, die Steuerungsanforderungen 
definiert, zahlreiche Großprojekte durchgeführt und als 
Projektleiter die Neuordnung des Liegenschaftswesens 
verantwortet. Gleichzeitig war ich als Geschäftsführer 
und als Aufsichtsrat verantwortlich für verschiedene öf-
fentliche Unternehmen und Betriebe.

2006 habe ich für das Land Brandenburg zunächst den 
Brandenburgischen Landesbetrieb für Liegenschaften 
und Bauen aufgebaut und 10 Jahre als Geschäftsführer 
diesen erfolgreich geführt. In dieser Zeit wurde u.a. ein 
neues Bau- und Facilitymanagement aufgebaut, ein 
doppisches Rechnungswesen auf Basis von SAP einge-
führt sowie ein Vermieter-Mieter-Modell implementiert. 
Es wurden durchweg hervorragende wirtschaftliche Er-
gebnisse erreicht.
Ich bin sowohl mit den Anforderungen des kameralen 
als auch des doppischen Rechnungswesens bestens ver-
traut und freue mich darauf, nach vielen Jahren in grö-
ßeren Organisationseinheiten nun mit dem Team aus 
hochqualifizierten und engagierten Mitarbeitern der 
KUBUS GmbH arbeiten zu können.

| Volker Bargfrede – neuer Geschäftsführer der KUBUS GmbH

Ich möchte mich ganz besonders bei Frau Buchholz be-
danken, die bis Ende Januar als Geschäftsführerin inte-
rimsweise die Geschicke der Gesellschaft verantwortete 
und auch zukünftig als Prokuristin und Bereichsleiterin 
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zum Führungsteam der KUBUS GmbH gehören wird.

Ziel für das gesamte Team der KUBUS GmbH wird es im 
Jahre des 20-jährigen Bestehen der Gesellschaft sein, 
den erfolgreichen Weg als Dienstleister und als verläss-
licher Partner der öffentlichen Verwaltungen zu verste-
tigen. Ich freue mich, für Sie da sein zu können.

Volker Bargfrede
...................................................................................................................

	 kubus-information

Büro München – personell
verstärkt

| Ingrid Hannemann-Heiter leitet ab April das Büro in München

Ab 1. April 2017 verstärkt die erfahrene Verwaltungsju-
ristin Ingrid Hannemann-Heiter das KUBUS-Team im 
Büro München im Aufgabenbereich Kommunalabga-
ben. Ingrid Hannemann-Heiter übernimmt neben der 
Projektbearbeitung im Abgabenrecht zukünftig auch die 
Leitung des Büros München der KUBUS Kommunalbera-
tung und Service GmbH. Sie ist bereits seit 2014 als freie 
Mitarbeiterin für KUBUS tätig. Frau Hannemann-Heiter 
bringt für die neue Aufgabe sehr umfangreiche kommu-
nale Erfahrungen insbesondere aus ihrer 25-jährigen 
Tätigkeit als Rechtsamtsleiterin der Stadt Freising mit. 
Mit ihrer langjährigen Erfahrung als Verwaltungsjuris-
tin und Rechtsanwältin wird das Dienstleistungsangebot 
rund um die vielfältigen Aufgaben bei der Kalkulation 
unterschiedlichster Kommunalabgaben personell und 
kompetent erweitert.

Nach dem das Auftragsvolumen im Bereich Abgaben-
kalkulation im Jahr 2016 gegenüber dem Vorjahr ver-

dreifacht wurde, ist diese personelle Verstärkung ein 
konsequenter Schritt für die KUBUS Kommunalberatung 
und Service GmbH als Dienstleister der Kommunen in 
Bayern.

Für die Bearbeitung der vielfältigen Projekte im Bereich 
der Kalkulation von Kommunalabgaben steht im Büro 
München folgendes Team zur Verfügung.

unser team	

 	 	Ingrid Hannemann-Heiter

▪▪ Friedhofsgebühren
▪▪ Beiträge und Gebühren Wasserver-
sorgung und Abwasserentsorgung

▪▪ Gebühren für Kindertageseinrich-
tungen

▪▪ Abfallgebühren
.............................................................................................................

 	 	Sarah Wirth

▪▪ Beiträge sowie Gebühren Wasserver-
sorgung und Abwasserentsorgung

▪▪ Friedhofsgebühren
.............................................................................................................

 	 	Edeltraud Weimann

▪▪ Straßenausbaubeiträge
▪▪ Erschließungsbeiträge

Das Team Kommunalabgaben im Büro München wird da-
rüber hinaus bei Bedarf durch Spezialisten im Schweri-
ner Büro insbesondere in den Bereichen Kurabgaben 
unterstützt.

Mit insgesamt fünf festangestellten Juristen und einer 
freiberuflichen Mitarbeiterin verfügt KUBUS über ein 
schlagkräftiges Spezialistenteam in dem immer kom-
plexer werdenden Aufgabenbereich der Kalkulation von 
Kommunalabgaben. Mit diesem Kompetenzteam bieten 
wir den Verwaltungen eine bedarfsorientierte und kom-
petente Unterstützung auf Augenhöhe.
....................................................................................................................
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	abgabenrecht

Änderung des
Kommunalabgabengesetzes

zum 1. April 2016
Teil 1: Erschließungsbeitragsrecht

Mit der Änderung des Kommunalabgabengesetzes zum 
1. April 2016 wurde durch Neufassung des Art. 5a das 
Erschließungsbeitragsrecht in Landesrecht überführt. 

Die Definition der Erschließungsanlage ist hier genauso 
geregelt wie die vertragliche Übernahme erschließungs-
beitragsfähiger Aufwendungen im Rahmen städtebau-
licher Verträge. Auch wurde die Überleitungsregelung 
aus § 242 Abs. 1 BauGB (vorhandene Erschließungsanla-
gen) übernommen.
Vollkommen neu ist die bundesweit einmalige Einfüh-
rung einer sogenannten Herstellungsfiktion, die aller-
dings erst zum 1. April 2021 in Kraft tritt.
Alle bestehenden Erschließungsbeitragssatzungen ha-
ben weiter Gültigkeit, allerdings bietet sich eine Überar-
beitung und Übernahme neu geschaffener Möglichkei-
ten anhand der neuen Mustersatzung des Bayerischen 
Gemeindetags an. Nimmt eine Kommune diese Option 
an, sollte sie einen Neuerlass der Erschließungsbeitrags-
satzung in Erwägung ziehen.

Welche Optionen bieten sich
den Kommunen?

In der Mustersatzung ist eine Neuregelung der Tiefen-
begrenzung enthalten. Der Bayerische Verwaltungsge-
richtshof forderte mit seinem Urteil vom 23. April 2015 
(Az. 6 BV 14.1621) eine möglichst realitätsnahe Abgren-
zung der bevorteilten von den nicht mehr bevorteilten 
Flächen durch eine auf sorgfältigen Ermittlungen der 

örtlichen Bebauungsverhältnisse beruhende Satzungs-
regelung. Die bisher in den Satzungen enthaltene pau-
schale Regelung kann nicht mehr ohne weiteres ange-
wendet werden. Dieses Urteil stellt es den Kommunen 
auch frei, die Tiefenbegrenzungsregelung für den zen-
tralen Innenbereich anzuwenden. Die neue Mustersat-
zung sieht nur noch eine Tiefenbegrenzung zur Abgren-
zung des Außenbereichs vor.
In die Mustersatzung wurde der Vollgeschossbegriff zeit-
gemäß definiert, auch unter Berücksichtigung der Wand- 
und Firsthöhen, was die Anwendung dieser Regelung 
sehr vereinfacht. 

Die wichtigste Änderung dürfte die
kommende Herstellungsfiktion sein

Für Anlagen, die älter als 25 Jahre und noch nicht erst-
malig hergestellt sind, ist zu prüfen, ob eine erstmalige 
Herstellung vor dem 31. März 2021 verwirklicht und ab-
gerechnet werden kann. Nur dann können für diese An-
lagen noch Erschließungsbeiträge nach Art. 5a KAG er-
hoben werden. Nach dem 1. April 2021 dürfen für solche 
Fälle nur noch Straßenausbaubeiträge erhoben werden, 
was durch die höheren Gemeindeanteile zu Einnahme-
einbußen führt. Die Gemeinden können auf Kostenspal-
tungen, Vorausleistungen und Ablösevereinbarungen 
zurückgreifen, um die drohenden Mindereinnahmen 
zu verringern.
Art. 13 Abs. 6 KAG ermächtigt die Gemeinden zu einer 
Satzungsbestimmung, die einen Teilerlass von bis zu 
einem Drittel des Beitrags für solche »Altanlagen« vor-
sieht, wenn der Beginn der erstmaligen Herstellung 
mindestens 25 Jahre her ist und die Beitragspflicht zwi-
schen dem 1. April 2012 und 31. März 2021 entstanden 
ist oder entsteht. Diese Regelung ist eine Kann-Bestim-
mung, sie muss nicht übernommen oder vollständig 
ausgeschöpft werden.

Wenn Sie Unterstützung bei der Abrechnung von Er-
schließungsgebieten benötigen oder Fragen dazu ha-
ben, sprechen Sie unsere Spezialisten an.

Ihre Ansprechpartnerin 		

	Ass. jur. Sarah Wirth
Tel: 	 089/44 23 540-17
E-Mail:	 wirth@kubus-mv.de

....................................................................................................................
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	abgabenrecht

Änderung des
Kommunalabgabengesetzes

zum 1. April 2016
Teil 2: Straßenausbaubeiträge

Am 9. November 2016 wurde das mit Spannung erwar-
tete Urteil zur Aufhebung der Straßenausbaubeitrags-
satzung der Gemeinde Hohenbrunn gefällt. Der Bay-
erische Verwaltungsgerichtshof hat hier klargestellt, 
dass Gemeinden grundsätzlich verpflichtet sind, eine 
Straßenausbaubeitragssatzung zu erlassen. Dies könne 
nur in atypischen Fällen unterbleiben. Ausschließlich in 
Ausnahmefällen, wenn besondere Umstände vorliegen, 
die es ausnahmsweise rechtfertigen, auf Beitragserlass 
und -erhebung zu verzichten, können Straßenausbau-
maßnahmen vollständig aus allgemeinen Deckmitteln 
finanziert werden. In diesem Urteil wird auch geklärt, 
wann ein atypischer Sonderfall vorliegen kann: wenn 
der Haushalt einer Gemeinde – auch mittelfristig – nicht 
kreditfinanziert ist und Straßenausbaumaßnahmen 
nicht zu Lasten der Steuerpflichtigen gehen. Ferner wird 
in diesem Urteil auch auf die Einnahmebeschaffungs-
grundsätze eingegangen. Dies hat zur Folge, dass bis auf 
sehr wenige Ausnahmen, jede Gemeinde eine Straßen-
ausbaubeitragssatzung erlassen muss. Gegen die Nicht-
zulassung der Revision wurde Beschwerde beim Bun-
desverwaltungsgericht eingelegt, die Erfolgsaussichten 
dürften aber eher gering sein.

Die grundsätzliche Erhebungspflicht des Straßenaus-
baubeitrags als Soll-Vorschrift bleibt zwar bestehen, al-
lerdings ist es den Gemeinden jetzt möglich, zwischen 
einmaliger und wiederkehrender Beitragserhebung zu 
wählen. 

Gesetzlich verankert ist nun eine Informationspflicht der 
Bürger, die Begrenzung des Aufwands auf das Notwen-
dige sowie die Beitragsfähigkeit kommunaler Eigenleis-
tungen bei der technischen Herstellung. 
Bei der Erhebung einmaliger Straßenausbaubeiträge 
gibt es keine Änderungen, sondern nur eine Ergänzung 
im Rahmen der Billigkeit: so kann eine Kommune in der 
Satzung bestimmen, den Teil eines Straßenausbaubei-
trags, der das 0,4-fache des Verkehrswerts übersteigt, 
zu erlassen.

Neu in Bayern –
wiederkehrende Beiträge

Die wiederkehrenden Beiträge sind Neuland in Bayern, 
aber in einigen anderen Bundesländern seit bis zu 30 
Jahren etabliert. Ziel dieses Erhebungsmodells ist es, 
dass die Eigentümer von Anliegergrundstücken in einer 
bestimmten Einrichtungseinheit die Beiträge für einzel-
ne Anlagen gemeinsam und wiederkehrend überneh-
men, so dass ein jährlicher und relativ niedriger Beitrag 
für den Einzelnen entsteht.
Bei den wiederkehrenden Beiträgen kann die Gemeinde 
wählen, ob sie die jährlich anfallenden Investitionsauf-
wendungen oder die durchschnittlich zu erwartenden 
Aufwendungen von bis zu fünf Jahren zugrunde legt. 
Nimmt eine Gemeinde einen Investitionszeitraum von 
bis zu fünf Jahren als Kalkulationsgrundlage, so muss 
sie nach Ende dieses Zeitraums eine Spitzabrechnung 
durchführen und Nachzahlungen oder Erstattungen mit 
dem nächsten Kalkulationszeitraum verrechnen.
Die gemeindliche Eigenbeteiligung ist bei wiederkeh-
renden Beiträgen auf mindestens 25 Prozent festgesetzt 
und dem Verkehrsaufkommen in den Einrichtungsein-
heiten anzupassen, das nicht von den Beitragspflich-
tigen ausgeht. Muss eine Gemeinde mehrere Einrich-
tungseinheiten bilden, kann das dazu führen, dass die 
gemeindliche Eigenbeteiligung unterschiedlich hoch ist. 
Es ist auch zulässig (und manchmal geboten), in dersel-
ben Gemeinde einmalige und wiederkehrende Beiträge 
zu erheben.

Bildung von Einrichtungseinheiten
Vor der erstmaligen Erhebung wiederkehrender Beiträ-
ge hat die Gemeinde Einrichtungseinheiten zu bilden. 
Diese müssen den Beschränkungen, die das Bundes-
verfassungsgericht vor zwei Jahren gemacht hat, ent-
sprechen (BVerwG v. 25. Juni 2014, 1 BvR 2104/10 und 1 
BvR 668/10). Dadurch dürfte die Festlegung ganzer Ge-
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meindegebiete als Einrichtungseinheit die Ausnahme 
bleiben.
Neben der Bildung von Einrichtungseinheiten hat die 
Gemeinde im Vorfeld eine Vielzahl von Aufgaben abzu-
arbeiten, um wiederkehrende Beiträge zu erheben. So 
muss beispielsweise eine einfache Zustandsermittlung 
der Straßen durchgeführt werden, die als Grundlage ei-
nes Straßeninvestitionsprogramms dienen kann. Auch 
müssen sämtliche Grundstücke der einzelnen Einrich-
tungseinheiten vollständig erfasst werden, darunter 
auch, wann ein Erschließungsbeitrag (auch vertraglich 
oder Ausgleichsbetrag) oder einmaliger Straßenausbau-
beitrag für die einzelnen Grundstücke erhoben wurde. 
Das ist notwendig, um der gesetzlich geforderten und 
in die Satzung aufzunehmenden Überleitungsregelung 
Rechnung zu tragen, die Grundstücke, die bis zu 20 Jah-
re vor Erhebung des wiederkehrenden Beitrags Einmal-
beiträge bezahlt haben, für diese Zeit von der Beitrags-
pflicht zu befreien.

Gemeinden, die noch keine Straßenausbaubeitragssat-
zung haben und Gemeinden, die einen Systemwechsel 
erwägen, sollten sich im Vorfeld umfassend und auf ihre 
Gemeinde bezogen informieren und sämtliche Vor- und 
Nachteile beider Systeme prüfen, um das für sie passen-
de System zu finden.

Fachlich kompetente Unterstützung
vom KUBUS-Expertenteam

Mit unserem Team von Spezialisten im Kommunalen Ab-
gabenrecht unterstützen wir Sie gerne bei der Kalkula-
tion und Abrechnung von Straßenausbaubeiträgen. Wir 
helfen Ihnen bei der Klärung von Fragen im Zusammen-
hang mit den Auswirkungen bei der Einführung einer 
Straßenausbaubeitragssatzung und der Wahl des Erhe-
bungssystems. Wir führen Coachings für die Verwaltung 

oder mehrere Verwaltungen gemeinsam oder Informati-
onsveranstaltungen für die Gremien in den Gemeinden 
durch. Sollten wir Sie neugierig gemacht haben, freuen 
wir uns auf eine Kontaktaufnahme.

Ihre Ansprechpartnerin 		

	Ass. jur. Sarah Wirth
Tel: 	 089/44 23 540-17
E-Mail:	 wirth@kubus-mv.de

....................................................................................................................

	energieausschreibung 

Bündelausschreibungen für 
die kommunale Erdgasbeschaffung 

in Bayern 

Lieferzeiträume
01. 10. 2018 – 01. 01. 2022
01. 01. 2019 – 01. 01. 2022

Die KUBUS GmbH hat in Kooperation mit dem Bayeri-
schen Gemeindetag für die bayerischen Kommunen und 
Zweckverbände bereits zahlreiche Bündelausschreibun-
gen für Strom und Erdgas erfolgreich abgeschlossen. Ak-
tuell steht die Organisation der Erdgasbündelausschrei-
bungen für den Lieferzeitraum vom 1. Oktober 2018 bis 
zum 1. Januar 2022 an.

Der Abschluss der Dienstleistungsverträge mit der KU-
BUS GmbH muss bis zum 31. Mai 2017 erfolgen. Eine spä-
tere Teilnahme gefährdet die Projektdurchführung und 
kann nur im Einzelfall in Abstimmung mit der KUBUS 
GmbH und dem Bayerischen Gemeindetag erfolgen.

Grundsätzliches
Die KUBUS GmbH wird die Durchführung der Bündelaus-
schreibungen im Wege elektronischer Ausschreibungen 
mit elektronischer Auktion über ein webbasiertes Be-
schaffungsportal unter Beachtung der maßgebenden 
landes-, bundes- und europarechtlichen Wettbewerbs- 
und Vergabevorschriften durchführen.
Die bereits erfolgten Bündelausschreibungen für die 
bayerischen Kommunen und Zweckverbände haben ge-
zeigt, dass dieses Ausschreibungsverfahren in der Praxis 
zu einem erheblich verstärkten Wettbewerb und dieser 
wiederum zu günstigeren Erdgasbezugspreisen für die 
ausschreibenden öffentlichen Auftraggeber geführt hat.



»Spektrum«  |  Ausgabe 1, 2017  |  Bayern  |  KUBUS GmbH� 7

Die KUBUS GmbH ist verantwortlich für das Vertragsma-
nagement, die Erstellung der Ausschreibungsunterla-
gen und die Durchführung der Ausschreibung. Die An-
gebotsunterlagen (Dienstleistungsvertrag, Vollmacht, 
Anlage mit Angaben zum Teilnehmer) wurden mit dem 
Bayerischen Gemeindetag abgestimmt. Darüber hinaus 
werden die formalen Ausschreibungsunterlagen sowie 
der den Bündelausschreibungen zugrunde zu legende 
Erdgasliefervertrag durch die KUBUS GmbH erarbeitet 
und mit dem Bayerischen Gemeindetag abgestimmt. 
Auf der Basis dieser Unterlagen werden die Bündelaus-
schreibungen erfolgen, so dass im Rahmen der weite-
ren Vorbereitung der Bündelausschreibungen lediglich 
noch die Datenabstimmung direkt mit den jeweiligen 
Teilnehmern der Bündelausschreibungen im Vorder-
grund steht.

Zeitpläne für die
Bündelausschreibungen

Angesichts der Vielzahl der interessierten Kommunen 
und Zweckverbände und der zwingend einzuhaltenden 
Verfahrensfristen für die Bündelausschreibungen wurde 
mit dem Bayerischen Gemeindetag folgende grundsätz-
liche Zeitschiene für die Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Bündelausschreibungen festgelegt. 

Vorbereitung der 
Bündelausschreibung

Abschluss der Dienstleistungsverträge bis 31. Mai 2017   
Vorbereitung der Bündelausschreibungen  Datenak-
tualisierung durch die Teilnehmer innerhalb von zwei 
Wochen nach Zusendung der Datenaktualisierungsdatei

Durchführung der
Bündelausschreibung

mögliche Termine für Bündelausschreibungen im Zeit-
raum:
▪▪ mit Lieferbeginn ab 01. 10. 2018

	 Oktober bis November 2017  ▪  Bekanntmachung�

	 Dezember 2017 bis Januar 2018  ▪  Angebotsfrist�

Auktionszeiträume für die Bündelausschreibungen vo-
raussichtlich: 

	 Januar bis April 2018�

Zu den einzelnen Startterminen können je nach Arbeits-
stand mehrere Ausschreibungen gleichzeitig gestartet 
werden. Wie frühzeitig die Ausschreibungen letztlich 
beginnen können, hängt maßgeblich von der zügigen 
Bereitstellung der Daten durch die Teilnehmer der Aus-
schreibung ab.

Ihre Ansprechpartner 		

KUBUS GmbH
Bei Fragen zu Vertragsabschluss, Datenerhebung 
und Loszuordnung:

Tel: 	 0385/30 31-265           Fax:� 0385/30 31-255
E-Mail:	 bayernstrom@kubus-mv.de
.............................................................................................................

Bayerischer Gemeindetag
Allgemeine Fragen im Zusammenhang mit dem 
Dienstleistungsangebot:

	Werner Mößner
Tel: 	 089/36 000 939
E-Mail:	 werner.moessner@t-online.de

	Stefan Graf
Tel: 	 089/36 000 923
E-Mail:	 stefan.graf@bay-gemeindetag.de

...................................................................................................................
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	energierecht 

Frischer Wind im Energierecht

2016 war nicht nur das Jahr der Vergaberechtsreform, 
auch im Energierecht gab es zahlreiche Änderungen. 
Schwerpunkte sind das Voranbringen der Energiewen-
de und die Versorgungssicherheit. Einige bedeutende 
Punkte sollen im folgenden Erwähnung finden.

Gesetz zur Weiterentwicklung des
Strommarktes (Strommarktgesetz)

seit 30. Juli 2016 in Kraft

Am 30. Juli 2016 ist das Gesetz zur Weiterentwicklung 
des Strommarktes (Strommarktgesetz) in Kraft getre-
ten. Dabei handelt es sich um ein Mantelgesetz, welches 
zahlreiche bestehende Gesetze ändert. Wesentlich am 
Strommarktgesetz ist die Absicherung des Strommarktes 
über drei Reserven, die Netzreserve, die Kapazitätsreser-
ve und die Braunkohle-Reserve.
Die Netzreserve ist in § 13d Energiewirtschaftsgesetz (En-
WG) geregelt und dient der Behebung von Netzengpäs-
sen und der Gewährleistung der Sicherheit und Zuver-
lässigkeit des Übertragungsnetzes. In § 13e EnWG ist die 
neue Kapazitätsreserve festgeschrieben. Außerhalb des 
Strommarktes liegende Kapazitäten sollen ein Reagieren 
im Fall einer Gefährdung oder Störung der Sicherheit 
oder Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems 
ermöglichen. Zur Reduzierung von Kohlenstoffdioxide-
missionen im Energiebereich soll die Braunkohle-Reser-
ve beitragen (§ 13g EnWG). Sukzessive werden bestimmte 
Braunkohlekraftwerke stillgelegt. In einer Übergangs-
zeit stehen sie in Sicherheitsbereitschaft. Das bedeutet, 
dass die Kraftwerke nicht anfahrbereit gehalten werden, 
aber wieder betriebsbereit gemacht werden können. An-
lagen in der Sicherheitsbereitschaft dürfen keinen Strom 
mehr erzeugen, sie werden ausschließlich als »ultima 
ratio« auf Anforderung der Übertragungsnetzbetreiber 
gemäß § 1 Abs. 6 Elektrizitätssicherungsverordnung zur 
Gewährleistung der Systemstabilität betrieben.

Gesetz zur Digitalisierung der
Energiewende (GDEW)

seit 2. September 2016 in Kraft

Das Gesetz zur Digitalisierung der Energiewende (GDEW) 
mit seinem Herzstück in Artikel 1, dem neuen Messstel-

lenbetriebsgesetz (MsbG), ist am 2. September 2016 in 
Kraft getreten. Es regelt den Messstellenbetrieb und die 
Einführung (Rollout) sogenannter moderner Messein-
richtungen (digitale Stromzähler) und intelligenten 
Messsystemen (Smart Meter). Im Gegenzug wurde die 
Messzugangsverordnung aufgehoben.

Die weiteren Artikel 2 bis 16 beschreiben weitere notwen-
dige Änderungen u. a. des Erneuerbaren-Energien-Ge-
setzes, des Energiewirtschaftsgesetzes, der Mess- und 
Eichordnung und der Niederspannungsanschlussver-
ordnung. Im nun entfallenen § 21b Energiewirtschafts-
gesetz (EnWG) war geregelt, dass dem Netzbetreiber 
auch der Messstellenbetrieb zufällt. Nunmehr gibt es 
mit dem grundzuständigen Messstellenbetreiber eine 
neue Zuständigkeit. Diese Rolle bedarf gemäß § 4 MsbG 
grundsätzlich der Genehmigung durch die Bundesnetz-
agentur. Liegt allerdings bereits eine Genehmigung zum 
Netzbetrieb nach § 4 EnWG vor, ist keine weitere Geneh-
migung erforderlich. Insofern weist das MsbG den ört-
lichen Netzbetreibern die Aufgabe des grundsätzlichen 
Messstellenbetreibers zu.
Dabei ist zu beachten, dass das MsbG eine buchhalte-
rische Entflechtung von Messstellenbetrieb und ande-
ren Tätigkeiten der Energieversorgung vorsieht, um die 
Unabhängigkeit des grundzuständigen Messstellenbe-
treibers sicherzustellen. Der Netzbetreiber kann die 
Grundzuständigkeit aber auch auf einen Dritten über-
tragen und bleibt dann lediglich für Messstellen ohne 
moderne Messeinrichtungen und intelligente Messsys-
teme zuständig. Insofern wird das Messwesen weiterhin 
liberalisiert.

Hinsichtlich der Entgelte für den Messstellenbetrieb mit 
intelligenten Messsystemen und modernen Messein-
richtungen sieht das MsbG Preisobergrenzen vor, um 
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Letztverbraucher nicht mit unverhältnismäßigen Kosten 
zu belasten. Darüber hinaus wird  die Datenerhebung 
und Datenverwendung zum Schutz der Datensicherheit 
ausführlich geregelt.

Die Einbaupflicht intelligenter Messsysteme besteht ab 
2020 bei Letztverbrauchern mit einem Verbrauch von 
mehr als 6.000 Kilowattstunden pro Jahr und bei An-
lagenbetreibern, wenn die installierte Leistung 7 Kilo-
watt übersteigt. Unterhalb dieser Grenzen ist der Einbau 
freiwillig, die Messstellen müssen jedoch mindestens 
mit modernen Messeinrichtungen ausgestattet wer-
den. Für Großverbraucher gilt, dass die Umrüstung für 
alle Abnahmestellen mit einem Verbrauch von mehr 
als 100.000 Kilowattstunden pro Jahr bis 2032 erfolgen 
muss. Bei einem Verbrauch von 10.000 bis 100.000 Ki-
lowattstunden pro Jahr muss die Ausstattung mit intel-
ligenten Messsystemen bis 2025 vorgenommen werden. 
Die Preisobergrenzen für den Messstellenbetrieb liegen 
bei 100 bis 200 Euro brutto pro Jahr. Dabei beinhaltet 
Messstellenbetrieb Einbau, Betrieb und Wartung der 
Messstelle und ihrer Messeinrichtungen und Messsys-
teme sowie Gewährleistung einer mess- und eichrechts-
konformen Messung entnommener, verbrauchter und 
eingespeister Energie. Für den Messstellenbetrieb mit 
einer modernen Messeinrichtung dürfen nicht mehr als 
20 Euro in Rechnung gestellt werden. Eine Anpassung 
der vorgegebenen Preisobergrenzen ist frühestens ab 
2027 mittels Rechtsverordnung möglich.

Änderungen des Erneuerbare Energien 
Gesetzes (EEG 2017)

seit 1. Januar 2017 in Kraft

Viele Neuerungen haben auch die Änderungen des Er-
neuerbare Energien Gesetzes (EEG 2017) mit sich ge-

bracht, in Kraft seit 1. Januar 2017. Der Anteil erneuer-
barer Energien an der Bruttostromerzeugung liegt laut 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie derzeit 
bei rund 30 Prozent und soll bis zum Jahr 2025 auf 45 
Prozent bzw. 60 Prozent in 2035 und 80 Prozent in 2050 
steigen. Zu einem kostengünstigeren Ausbau der Erneu-
erbaren Energien soll die Einführung von Ausschreibun-
gen führen. Die Förderhöhe für einzelne Erneuerba-
re-Energien-Anlagen wird zukünftig nicht mehr durch 
den Gesetzgeber festgelegt, sondern im Wettbewerb mit 
Hilfe von Ausschreibungen ermittelt.
Aus § 22 EEG ergibt sich, dass neue Wind- und Solaran-
lagen ab einer installierten Leistung von 750 kW und 
Biogasanlagen ab einer installierten Leistung von 150 
kW grundsätzlich an den Ausschreibungen teilnehmen 
müssen. Für geplante Anlagen unterhalb dieser Grenzen 
gelten weiterhin die festen Vergütungssätze.

Als weitere wesentliche Änderung ist insbesondere das 
Doppelförderungsverbot zu nennen. Im Strommarktge-
setz war vorgesehen, dass Anlagenbetreiber, die EEG-
Förderung in Form der Marktprämie oder Einspeisever-
gütung in Anspruch nehmen, kein Recht auf zusätzliche 
Stromsteuerbefreiung haben. Bei gleichzeitiger Inan-
spruchnahme entfällt die EEG-Förderung. In dem neuen 
§ 53c EEG wurde diese Regelung geändert. Hiernach ent-
fällt die finanzielle Förderung nicht gänzlich, sondern 
es erfolgt die Anrechnung der gewährten Stromsteuer-
befreiung auf die EEG-Förderung. In diesem Zusammen-
hang müssen Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber mit-
teilen, wenn und in welchem Umfang im vorangegangen 
Kalenderjahr für den in der Anlage erzeugten und durch 
ein Netz durchgeleiteten Strom eine Stromsteuerbefrei-
ung vorgelegen hat.

Gesetz zur Änderung der Vorschriften
zur Vergabe von Wegenutzungsrechten 

zur leitungsgebundenen
Energieversorgung (EnwGuaÄndG)

seit 3. Februar 2017 in Kraft 

Als neueste Entwicklung sei abschließend das Gesetz zur 
Änderung der Vorschriften zur Vergabe von Wegenut-
zungsrechten zur leitungsgebundenen Energieversor-
gung (EnwGuaÄndG) genannt, welches am 3. Februar 
2017 in Kraft getreten ist. Es beinhaltet die Änderung 
des § 46 EnWG und die Einführung der §§ 46a und 47 
EnWG. Aus § 46 Absatz 2 Satz 4 geht nun hervor, wann 
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der Netzkaufpreis angemessen ist. Maßgeblich für die 
wirtschaftlich angemessene Vergütung ist hiernach der 
sich nach den zu erzielenden Erlösen bemessende ob-
jektivierte Ertragswert des Energieversorgungsnetzes. 
Ferner ist eine stärkere Berücksichtigung von Belangen 
der örtlichen Gemeinschaft neben Versorgungssicher-
heit und Kosteneffizienz möglich. Neu geregelt sind zu-
dem die Interessenbekundungsfrist und die Information 
der Unternehmen, deren Angebote nicht angenommen 
wurden.

In § 46a EnWG wird der Auskunftsanspruch der Gemeinde 
gegenüber dem bisherigen Nutzungsberechtigten kon-
kretisiert. Besonders wichtig sind die Neuregelungen 
zu Rügen und Präklusion gem. § 47 EnWG. Differenziert 
wird zwischen der Rüge aufgrund von Rechtsverletzun-
gen aufgrund der Bekanntmachung nach § 46 Abs. 3 En-
WG, der Mitteilung nach § 46 Abs. 4 EnWG (interessierte 
Unternehmen) sowie aufgrund der Information nach § 
46 Abs. 5 EnWG (unterlegene Unternehmen). Beteiligte 
Unternehmen können in diesen Fällen einstweilige Ver-
fügungen beantragen. Für den Fall, dass die Ausschrei-
bung des Wegenutzungsvertrages über die Dauer des be-
stehenden Konzessionsvertrages hinausgeht, regelt § 48 
Abs. 4 EnWG die Fortzahlung der Konzessionsabgabe bis 
zur Übertragung der Verteilungsanlagen auf den neuen 
Vertragspartner. Unterlässt es die Gemeinde, ein Verfah-
ren durchzuführen, gilt die Fortzahlungsverpflichtung 
jedoch nicht.

Die aktuelle Rechtslage im Blick zu behalten und den 
neuesten rechtlichen Entwicklungen folgen zu können, 
bleibt für alle Beteiligten eine Herausforderung.
Die KUBUS GmbH passt daher stetig z. B. das Energieaus-
schreibungsportal oder die Vergabeunterlagen an, um 
Aktualität und Rechtsicherheit zu gewährleisten.

Ihre Ansprechpartnerin	 	

für Einzelausschreibungen

	Dipl. Kffr. Bettina Wegner
Tel: 0385/30 31-261	 E-Mail:	wegner@kubus-mv.de

...................................................................................................................

	konzessionsausschreibung 

Ausschreibung von
Konzessionsverträgen für

Strom- und Gasnetze

Die Vergabe der Wegenutzungsrechte für Strom- und 
Gasnetzbetreiber ist in den letzten Jahren immer kom-
plexer geworden. Für die Kommunen, bei denen beste-
hende Wegenutzungsverträge (Konzessionsverträge) in 
den nächsten Jahren auslaufen, bedeutet dies sich in-
tensiv mit einem komplexen und schwierigen Themen-
feld auseinander zu setzen, weil

▪▪ der Wettbewerb von Versorgungsnetzbetreibern für 
Strom und Gas um Versorgungsnetze größer gewor-
den ist und

▪▪ aktuelle Änderungen der rechtlichen Rahmenbe-
dingungen höhere Anforderungen an das Ausschrei-
bungsverfahren stellen als in der Vergangenheit.

KUBUS als praxisorientierter Dienstleister der Kommu-
nen unterstützt diese seit 2015 auch bei der Vorberei-
tung und Durchführung von Ausschreibungsverfahren 
zur Vergabe von Wegenutzungsrechten. Eine ganze Rei-
he von Kommunen nimmt bereits diese Verfahrensbe-
gleitung in Anspruch.
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Jonathan Mayer als neuer Mitarbeiter im 
Bereich Konzessionsverträge

Um die bayerischen Kommunen zukünftig auf diesem 
Gebiet noch besser unterstützen zu können, wird un-
ser Team im Büro München demnächst durch Herrn Jo-
nathan Mayer verstärkt. Herr Mayer ist Diplom-Verwal-
tungswirt (FH) und verfügt über jahrelange Erfahrung 
im Bereich der kommunalen Energiewirtschaft sowie bei 
der Ausschreibung von Energiedienstleistungen.

Wir wollen uns mit dieser gezielten personellen Verstär-
kung in dem Themenbereich Energiewirtschaftsrecht als 
kompetenter Ansprechpartner und Dienstleister für die 
Kommunen in Bayern noch breiter aufstellen.

Hinsichtlich weiterer Informationen oder dem Interesse 
an einem individuellen Angebot können Sie sich gerne 
an folgenden Ansprechpartner wenden.

Ihr Ansprechpartner�

Büro München, Germaniastr. 42, 80805 München

	Dipl.-Verww. Jonathan Mayer
Tel: 	 089/44 23 540-19
E-Mail:	 mayer@kubus-mv.de

...................................................................................................................

	KUbus information

kubus feiert
20-jähriges jubiläum

20 Jahre KUBUS – das muss gefeiert werden! 20 Jahre 
sind wir mit unserem breit aufgestellten Leistungsspek-
trum jetzt schon für Sie, liebe Kunden, da. Wir unter-
stützen Sie im Abgabenbereich, z. B. bei der Kalkulation 
von Beiträgen oder Gebühren, im Vergabebereich, z. B. 
bei Ausschreibungen zur Energiebeschaffung oder bei 
der Beschaffung von Feuerwehrfahrzeugen, und auch 
im organisatorischen Bereich, sei es bei Stellenbewer-
tungen, Organisationsuntersuchungen in Verwaltungen 
oder im Bauhof.

Unsere Kompetenz bringen wir mit ein, Ihnen bei der 
Prüfung von Jahresabschlüssen oder Eröffnungsbilan-
zen unter die Arme zu greifen. Wir gehen bei der Be-

arbeitung Ihrer Aufträge gewissenhaft und umsichtig 
vor und streben an, mit Ihnen gemeinsam individuell 
zugeschnittene und auf Ihre Bedürfnisse abgestimmte 
Lösungen zu finden.

Am 28. Juni 2017 möchten wir dies feiern und hoffen, 
dass Sie auch in Zukunft unsere Leistungen in Anspruch 
nehmen werden. Wir danken Ihnen für Ihr bisher ent-
gegengebrachtes Vertrauen in unsere Arbeit und versi-
chern Ihnen, auch zukünftig weiterhin unser Leistungs-
spektrum an Ihren Bedürfnissen auszurichten.
...................................................................................................................
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Kompetenz für Kommunen.
Ein Unternehmen kommunaler Spitzenverbände

Unser Team im Büro München steht Ihnen mit folgenden Dienstleis-
tungen zur Verfügung:

KUBUS
KOMMUNALBERATUNG und service gmbh

®

 Kalkulation von Kommunalabgaben
 - Erschließungsbeiträge
 - Straßenausbaubeiträge
 - Gebühren und Beiträge in der Wasserversorgung
  und Abwasserbehandlung
 - Friedhofsgebühren
 - Gebühren für Kindertageseinrichtungen

 Ausschreibung von Wegenutzungsverträgen (Konzessionsverträgen)

 Energieausschreibung – Strom und Gas

 KUBUS Kommunalberatung und Service GmbH
 Büro München, Germaniastraße 42, 80805 München

089/44 23 540 0 bayern@kubus-mv.de

www.kubus-mv.de


